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Demografischer Wandel 

Für eine zukunftsfähige Kommunalpolitik 
Die Kommunalpolitische Vereinigung 

von CDU und CSU Deutschlands setzt auf 
eine zukunftsfähige Kommunalpolitik. 
Kommunale Selbstverwaltung muss sich 
immer neuen Herausforderungen stellen, 
so auch dem demographischen Wandel. Sie 
kann auch hier in Zukunft Innovationsmo- 
tor und Kern aktiver Bürgergesellschaft 
sein. 

Die Kommunalpolitikerinnen und Kom- 
munalpolitiker der Union wollen sich des- 

halb vor Ort für eine zukunftsfähige Kom- 
munalpolitik einsetzen, die sich voraus- 
schauend am dramatischen demographi- 
schen Wandel und sensibel am Wohl des 
Gemeinwesens und kommender Genera- 

tionen orientiert. 
Wir wollen mit unserem Beschluss - 

kommunal eine sachorientierte und kom- 
petente Debatte im Bund, den Ländern und 
vor Ort anstoßen. Dazu wollen wir sieben 
Leitthesen und Forderungen zur Diskussi- 

on stellen: 

I.Trends erkennen- 
Folgen abschätzen 

Deutschland steht vor einem dramati- 
schen Bevölkerungswandel, der unaus- 
Weichlich und realistischerweise nicht aus- 
§eglichen werden kann. 

Heute hat Deutschland etwa 82 Millio- 
nen Einwohner. Auch bei einer jährlichen 
ZuWanderung von 100.000 Personen wird 
die Bevölkerung in 50 Jahren nur noch 65 
Millionen stark sein. Der Grund für diese 
Abnahme liegt - wie in den letzten drei 

Jahrzehnten - in einer höheren Sterbe- als 

Geburtenrate. Von der pessimistischen 
Annahme ausgegangen, verharrt die Ge- 
burtenhäufigkeit auch in den nächsten 
Jahrzehnten auf dem niedrigen Niveau von 
knapp 1400 Kindern je 1000 Frauen. Das 
niedrige Geburtenniveau wird bis zum Jahr 
2050 dazu führen, dass auf 100 Personen 
im Erwerbsalter 80 Rentner kommen, 
während es heute erst 40 sind. Gleichzei- 
tig wird bis zum Jahre 2050 die durch- 
schnittliche Lebenserwartung eines neu- 
geborenen Jungen noch einmal von heute 
74,4 auf 78,1 Jahre und die eines neugebo- 
renen Mädchens von 80,5 auf 84,5 Jahre 

steigen. 
Also unstrittig ist: Die Bevölkerung in 

Deutschland wird in den nächsten Jahr- 
zehnten zunehmend älter werden und ab- 
nehmen. Mit dieser Entwicklung und ihren 
Auswirkungen müssen sich neben Wirt- 
schaft und Gesellschaft auch unsere Ge- 
meinden, Städte und Kreise beschäftigen. 
Wir müssen die Herausforderung des de- 
mographischen Wandels annehmen und 
unsere Kommunalpolitik zukunftsfähig 

ausrichten. 
Unabhängig von der Frage, welche be- 

völkerungspolitischen Maßnahmen ergrif- 

fen werden, fordern die Kommunalen der 

Union grundsätzlich: 
• das Instrument der demographischen 

Folgenabschätzung zu entwickeln, um be- 
reits heutige Entscheidungen mit Blick auf 
die Bevölkerungsentwicklung vor Ort sorg- 

sam abzuwägen 
• einen „Demographie-TÜV", damit be- 
stehende Gesetze und Verordnungen hin- 
sichtlich ihrer Demographie-Tauglichkeit 

überprüft werden. 
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II. Kleine Einheiten - 
soziale Verantwortung stärken 

Im echten Sinne von Subsidiarität müs- 
sen sich der Staat und die quasi staatlichen 
Einrichtungen zurücknehmen und einen 
neuen Freiraum für die Kräfte der Selbstbe- 
stimmung und Selbstverantwortung der 
Bürgerinnen und Bürger eröffnen. Eine 
funktionierende Kommunale Selbstverwal- 
tung kann die größte Kraft in der Gesell- 
schaft entfalten, um bedarfsgerechte Ent- 
scheidungen vor Ort zu treffen. In einer äl- 
ter werdenden Gesellschaft sollten gerade 
die Kommunen Koordinatoren einer aktiven 
Bürgergesellschaft (im Sinne unseres Be- 
schlusses von Potsdam 2001) sein. Kommu- 
nen sind in Zukunft weniger Anbieter von 
Leistungen, sondern vielmehr Initiator, 
Makler, Moderator und Förderer eines Lei- 
stungsangebots. Damit kann das große Po- 
tential auch und gerade der älteren Bürge- 
rinnen und Bürger für die Gemeinschaft 
mobilisiert werden. 

Deshalb fordern wir grundsätzlich: 
• ein echtes Konnexitätsprinzip ins Grund- 
gesetz, um das grundlegende Übel der Auf- 
gabenübertragung ohne Finanzzuweisung 
zu beseitigen 
• eine ehrliche Interessenvertretung der 
Länder zugunsten der Kommunen in der 
vom Bundestag eingesetzten Föderalismus- 
kommission. Die Kommission darf sich nicht 
allein mit den Kompetenzverteilungen zwi- 
schen Bund und Ländern beschäftigen, son- 
dern muss die kommunale Ebene deutlich 
stärken. Wir brauchen jetzt Handlungsspiel- 
raum für die Bewältigung der anstehenden 
Herausforderungen durch den Demographi- 
schen Wandel. Reformbedürftig ist auch die 
Finanzverfassung und muss deshalb in die 
Arbeit der Kommission einbezogen werden. 

• dass die Daseinsvorsorge nicht in die 
Zuständigkeit der EU geraten darf. Demo- 
kratische legitimierte Kommunale Selbst- 
verwaltung darf auf diesem Wege nicht aus- 
gehöhlt werden. 

IM. Verstädterung und Entleerung 
in der Fläche gestalten 

Wir nehmen die Herausforderung der 
Veränderung in der Bevölkerungszahl und - 
Struktur gestaltend an. Die Ergebnisse der 
demographischen Veränderungen sind Fol- 
gen der Konzentration in Wachstumsräu- 
men. So unvermeidbar das ist, bleibt es je- 
doch aus volkswirtschaftlichen und sozialen 
Gründen dringend geboten, den Prozess 
raumordnerisch zu begleiten. Eine unge- 
steuerte Entwicklung mit zunehmender Ge- 
schwindigkeit überfordert die aufnehmen- 
den Ballungszentren und verhindert die An- 
passung von Räumen mit negativer Bevöl- 
kerungsentwicklung. 

Auch in ausgedünnten Räumen müssen 

funktionierende Strukturen erhalten blei- 
ben. Ein phantasieloses „weiter so" ist keine 
Antwort auf neue Herausforderungen. Statt 
traditioneller Verwaltungsstruktur- und Ge- 
bietsreformen ist z. B. die interkommunale 

Zusammenarbeit auf förmlicher oder infor- 
meller Basis gut geeignet, sich flexibel im- 
mer neuen Aufgaben zu stellen. Grundvor- 
aussetzungen demokratischen Lebens in 
der Kommune wie Übersicht, Kenntnis, 
Identität bleiben auch unter schwierigen 
Bedingungen gewahrt. 

Deshalb fordern wir grundsätzlich: 
• eine Neuausrichtung von Raumordnung 
als Beteiligungs- und Selbstgestaltungsele- 

ment von Kommunen 
• dass Kommunalverwaltungen ehren- 

amtliche Kommunalpolitik in die Lage ver- 
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setzen, demographische Entwicklungen sach- 
gerecht und vorausschauend zu berück- 

sichtigen 

IV. Standortqualität zählt im 
Wettbewerb um Einwohner 

Die Gemeinden und Städte werden sich 
auch im europäischen Kontext dem Wettbe- 
werb um Einwohner stellen. Dabei wird die 
Unterschiedlichkeit der Lebensverhältnisse 
der entscheidende Faktor sein. 

Wer vor Ort in der Lage ist, Lebensqua- 
lität zu erzeugen, wird in diesem Wettbe- 
werb bestehen. Lebensqualität für Alt und 
Jung wird sich vor allem darin ausdrücken, 
dass Menschen Arbeit und Beschäftigung 
finden. Dazu gehört auch die Gestaltung 
des Wohnumfelds. 

Raumplanerisch werden sich Kernregio- 
nen herausbilden müssen, die in der EU er- 
kennbar und kraftvoll eine dynamische Ent- 
wicklung nehmen können. Somit gilt es, in 
den Wettbewerb um leistungswillige und 
leistungsfähige Einwohner im europäischen 
und internationalen Kontext einzutreten. 

Bei Zuwanderung aus anderen Kultur- 

kreisen erfordert dies eine beiderseitige Be- 
reitschaft von der heutigen Wohnbevölke- 
rung genauso wie von den Einwanderern 
sich aufeinander einzustellen. Vor Ort wird 
v°n den Einwanderern eine eindeutige An- 
passungsleistung an die grundlegenden 

formen und Werte unserer Gesellschaft er- 
wartet. Ein unverbundenes Nebeneinander 
ur,d Parallelgesellschaften darf es nicht ge- 
ken. Das Aufeinanderzugehen wollen wir 
v°r Ort fördern und stärker fordern. 

Wir setzen auf eine nachhaltige Integra- 
tion der Menschen, die in unsere Städte, 
Gemeinden und Kreise eingewandert sind 
Ur>d  einwandern.   Die  kommunal   Verant- 

wortlichen der Union stellen sich auf eine 
dauerhafte hohe Einwanderung ein. 

Deshalb fordern wir grundsätzlich: 
• eine familienfreundliche Gesellschaft, 
in der sich die allgemeinen Lebensbedin- 
gungen für Kinder und Familien nachhaltig 
verbessern. Das gilt sowohl für einen famili- 
engerechten Wohnungsbau als auch für ein 
familiengerechtes Wohnumfeld und eine an 
der Familie ausgerichtete Jugendarbeit 
• Die Einführung des Familiengelds als 
Baustein für eine familienfreundliche Ge- 
sellschaft und weil Kinder nicht in die So- 
zialhilfe gehören 
• eine qualitative Verbesserung und In- 
tensivierung der Integration für die heute 
in Deutschland lebenden Zuwanderen Die 
Wirtschaft ruft nach dauerhafter Zuwande- 
rung von Arbeitskräften, deshalb muss sie 
bei der Finanzierung und Durchführung der 
Integrationsmaßnahmen beteiligt werden 
• eine Bundesstiftung Integration, die mit 
den Kommunen die Integrationsmaßnah- 

men weiter entwickelt, überprüft und aus- 
baut, um in einer aktiven Bürgergesellschaft 
in Zusammenarbeit mit Unternehmen, Frei- 
en Trägern, Kirchen, Vereinen, Verbänden 
und privaten Initiativen die Integration der 
Menschen, die in unsere Städte, Kreise und 
Gemeinden eingewandert sind und einwan- 

dern, zu gewährleisten. 

V. Funktionsfähige Gemeinden 
statt nur „zentrale Orte" 

Bestehende Wohn- und Gewerbegebiete 

müssen neu organisiert werden. Heute 
muss sich Kommunalpolitik um die Entwick- 
lung der bestehenden Quartiere intensiv 
kümmern. Erst die gesunde Durchmischung 
der Funktionen Wohnen, Arbeit und Freizeit 
ermöglicht eine langfristige attraktive Stan- 

i 5|04 



Dokumentation 

dortbildung, sodass Jung und Alt zusam- 
menleben können. Dies ist auch ökologisch 
richtig. 

Bei der bevorstehenden Reduzierung der 
Bevölkerung ist die ständige Ausweitung 
der versiegelten Flächen nicht mehr zu ver- 
treten. Es erscheint volkswirtschaftlich we- 
nig sinnvoll, neue Flächen zur Bebauung 
auszuweisen, wenn gleichzeitig innerörtli- 
che Bereiche und Innenstädte mit großen 
Leerständen zu kämpfen haben. Deshalb 
sollte in erster Linie auf bisher schon versie- 
gelte Flächen zurückgegriffen werden. Es ist 
zu überlegen, ob bei Neuversiegelung ein 
entsprechender Rückbau bzw. Entsiegelung 
von Flächen kompensiert werden kann oder 
gar muss. 

Die Gemeinden und Städte sind aufge- 
fordert, bestehende Planungen zu überprü- 
fen, um bestehende Siedlungsstrukturen zu 
erhalten, statt ein Ausdünnen und Verelen- 
dung ganzer Stadtteile und Landstriche in 
Kauf zu nehmen. Öffentliche Förderung von 
räumlicher Entwicklung in Außenbereichen 
sollte zugunsten einer geschlossenen Sied- 
lungsstruktur verstärkt werden. 

Öffentliche Straßen und Personennah- 
verkehr verbinden in einer Region Arbeit, 

Wohnen, Freizeit. Es ist zu prüfen, ob Anrei- 
ze geschaffen werden können, die kleinräu- 
migere Gliederungen unterstützen und die 
Funktionen Arbeit, Wohnen, Freizeit zusam- 
menführen können. 

Die Stadt-Umland-Probleme könnten 
durch diese Zusammenführung entschärft 
werden. Dienstleistungen und überörtliche 
Funktionen sind dezentral anzubieten und 
über neue Medien eine Nutzung vor Ort in 

Bürgernähe zu ermöglichen. 
Deshalb fordern wir grundsätzlich: 

• den Ausbau von dezentralen Arbeits- 
plätzen und die Entwicklung von Heimar- 
beitsplätzen, damit auch in demographisch- 

strukturschwachen Regionen eine Zukunft 
eröffnet wird 
• dass Standards modifiziert werden und 
zwar im Sinne einer Mindestanforderung 
statt die Beschreibung von optimalen Lö- 
sungen zur Schaffung neuen Freiraum 
• Anreize zur Zusammenführung von Le- 
bensräumen zu entwickeln und zu fördern 
• eine Überprüfung der Eigenheimzulage 
im Verhältnis der Förderung zwischen Neu- 
bau und Altbau. Ziel muss es bleiben, die 
Bildung von Wohneigentum auch in Zu- 
kunft deutlich zu unterstützen. 

VI. Demographischer Faktor für 
die kommunalen Finanzen 

Der Anteil an der Einkommensteuer ist 
mit Blick auf die Bevölkerungsentwicklung 
eine stark zurückgehende Einnahmequelle 
und benachteiligt die Kommunen, die durch 
Überalterung die größten Lasten zu tragen 
haben werden. Dies ist bei einer dringend 
erforderlichen Reform der Einkommensteu- 
er zu beachten. 

Umsatzsteueranteile an der Kommunal- 
finanzierung können eine stabile, einiger- 
maßen Konjunktur unabhängige Sockelfi- 
nanzierung der Kommunen darstellen. Ge- 
eignete Schlüssel zur Verteilung auf die 
Kommunen sind zu entwickeln. 

Die Finanzierung der kommunalen Selbst- 
verwaltung muss in Zukunft auf tragfähige 

Säulen gestellt werden: 
• Die Grundeigentümer werden wie bisher 
von der Grundsteuer erfasst. Per Hebesatz, 
den der Gemeinde- bzw. Stadtrat beschließt, 
besteht ein enges Band zwischen Eigentü- 

mern und Gemeinde. 
• Die Einwohner finanzieren über den Ge- 
meindeanteil an der Einkommensteuer schon 
heute die Gemeinden und Städte. Der jetzi- 
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ge 15%ige Gemeindeanteil an der Einkom- 
mensteuer soll ersetzt werden durch ein ge- 
meindeeigenes Hebesatzrecht auf diesen 
Teil. Damit entstünde eine unmittelbare 
Verbindung zwischen Einwohnern und Ge- 

meinde. 
• Auch die Wirtschaftenden sollen auf- 
grund der Inanspruchnahme von Infrastruk- 
tur und Dienstleistungen berücksichtigt 
werden. Die Gewerbesteuer soll durch ein 
Hebesatzrecht auf den Erfolg der wirt- 
schaftlichen Aktivitäten ersetzt werden. 
Dies soll betriebsstättenbezogen in Verbin- 
dung mit einer reformierten Einkommens- 
und Körperschaftssteuerreform geschehen. 
• Über den kommunalen Finanzausgleich 
sollen unterschiedliche funktionale Bela- 
stungen berücksichtigt werden. 
• Die Umsatzsteueranteile sollen für eine 
stabile, einigermaßen Konjunktur- unab- 
hängige Sockelfinanzierung der Kommunen 
sorgen. 
• Kostenerstattungen für übertragene 
Aufgaben und Gebühren für Leistungen. 

Mischfinanzierungen sind abzubauen 
und eine konsequente dauerhafte Aufga- 
benkritik muss zur Grundlage politischer 

Entscheidungen werden. 
Deshalb fordern wir grundsätzlich: 

• eine Soforthilfe für die Kommunen be- 
fits für 2003, die als Voraussetzung für ei- 
ne umfassende, auch den demographischen 
Wandel berücksichtigende Gemeindefi- 

nanzreform dient 
• eigene selbstgestaltbare Steuerquellen 
•flit Hebesatzrecht, um das Band zwischen 
Kommune zu den Grundeigentümern, Wirt- 
schaftenden und den Einwohnern zu ge- 
währleisten 
• die Abschaffung der Grundsicherungs- 
rente, die bereits heute aber, auch gerade 
ln Hinblick auf die Bevölkerungsentwick- 
Ung von den Kommunen nicht zu leisten ist 

VII. Kommunalpolitik aktivieren 

Die kommunalen Mandatsträger sind die 
politischen Vertreter der Menschen in jeder 
Gemeinde, in jeder Stadt. Sie sind zuständig 
für die örtlichen Angelegenheiten und müs- 
sen sich auf ihre kommunalpolitische Füh- 
rungsaufgabe in den Vertretungskörper- 
schaften konzentrieren. Die Mandatsträger 
brauchen die Unterstützung und Hilfe der 
Verwaltungen, um die Aufgabe der politi- 
schen Steuerung effizient zu erfüllen. 

Deshalb fordern wir grundsätzlich: 
• eine vernünftige personelle und materiel- 
le Ausstattung der kommunalen Fraktionen 
und ihre Mitglieder, damit eine optimale 
Unterstützung und Qualifizierung der Man- 

datsträger erfolgen kann. 
• dass Fraktionen flächendeckend ausrei- 
chende Mittel für die Weiterqualifizierung 
und Ausbildung der Mandatsträger zur 
Verfügung gestellt werden. Dort wo dies 
noch nicht möglich ist, sollen entsprechen- 
de Regelungen in die Kommunalverfassun- 

gen aufgenommen werden 
• dass sich die Fraktionen vor Ort für neue 
Mitstreiter öffnen, denn es geht nicht in er- 
ster Linie um Junge, sondern um Neue 
• den Aufbau eines Personalnetzwerks von 

CDU und CSU. 

Für eine zukunftsfähige Kom- 
munalpolitik können folgende 

acht Maßnahmen konkret vor Ort 
ergriffen werden: 

1. Alterskataster als Informationsvor- 

sprung 
Demographietaugliche Entscheidungen 
sollten auf objektiven Zahlen, Daten und 
Fakten beruhen. Nur wenn sich die Korn- 
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munalpolitikerinnen und Kommunalpoli- 
tiker fachgerechte Grundlagen zur Beur- 
teilung der demographischen Folgen be- 
schaffen, können zielgerichtete Entschei- 
dungen vor Ort getroffen werden. 

2. Demographische Sanierungsgebiete 
benennen 
Die herkömmlichen Instrumente einer ge- 
steuerten Stadt- und Gemeindeentwick- 
lung können auf die unausweichliche Her- 
ausforderung der Bevölkerungsverände- 
rung angewendet werden. Dazu gehören 
auch die Möglichkeiten, die durch förmli- 
che Festlegung von Sanierungsgebieten 
nach Baugesetzbuch bestehen. 

3. Quartiersmanagement - Arbeiten, 
Wohnen und Freizeit an einem Ort 
Bestehende Wohn- und Gewerbegebiete 
können mit Hilfe des Quartiersmanage- 
ments neu organisiert werden. Für eine 
langfristige attraktive Standortbildung 
können Kräfte in der Kommune gebün- 
delt und neu aufgestellt werden. Eine en- 
ge Verzahnung von betroffenen Verwal- 
tungseinheiten (z.B. Wirtschaftsförde- 
rung, Planung, Bürgerdienste) kann dazu 
beitragen, dass Quartiersmanager erfol- 
greiche Arbeit leisten können. 

Frühzeitig sollte die Nutzbarkeit von öf- 
fentlich Räumen und Gebäuden hinsicht- 
lich ihrer Umwidmung eingeplant wer- 
den (z.B. vom Kindergarten zum Pflege- 
heim, von Schule zur ambulanten Pflege- 
einrichtung, von der Kaserne zum Be- 
treuten-Wohnen). 

4. Gebührenexplosion verhindern 
Das Volumen des Gebührenhaushalts ist 
bei Bevölkerungsschrumpfung auf weni- 

ger Köpfe zu verteilen. Standards müs- 
sen   gesenkt,   Abschreibungslaufzeiten 

überprüft, Rücklagen gebildet werden. 
Unter Umständen ist der Erhaltungsauf- 
wand zu minimieren, um bei Erneue- 
rungsbedarf den Rückbau von Infrastruk- 
tur zu ermöglichen. 

5. Infrastruktur zum Rückbau vorbereiten 
Drohende Wohnungsleerstände werden 
zu sinkenden Wohnungspreisen führen. 
Jedoch ziehen Leerstände weitere Nicht- 
belegungen durch einen negativen kumu- 
lativen Prozess nach sich. Eine Verwahr- 
losung und Nichtinstandsetzung von bis- 
her genutztem Wohnraum kann aber 
auch zu finanziellen Folgen für die öffent- 
liche Hand führen. Deshalb ist die städte- 
bauliche Option eines Rückbaus von leer- 
stehenden Gebäuden, eine Umwandlung 
freiwerdender Flächen in Grünanlagen 
sowie eine weitere Förderung der ent- 
sprechenden Maßnahmen durch Bund 
und Länder anzustreben. Ein „Wiederkeh- 
render Beitrag" bei der Kalkulation von 
Gebühren kann den Rückbau von Infra- 
struktur im Wasser, Abwasser u.a. finan- 
ziell vorbereiten und abfedern. 

6. Dezentrale Infrastruktur entwickeln 
Nach dem Vorbild der Entwicklung in der 
EDV und Telekommunikation sind ver- 
stärkt in Regionen mit Bevölkerungs- 
schrumpfung dezentrale Lösungen zur 
Bereitstellung von Leistungen der Da- 
seinsvorsorge (z. B. Bürgerdienste, Ab- 
wasser, Trinkwasser) anzustreben. Dazu 
wäre zu überlegen, inwieweit ebenfalls 
dezentrale Angebote in anderen Berei- 
chen (z.B. Schule) sinnvoll entwickelt 
werden können. 

7. Zukunftsmärkte erschließen 
Bei der Wirtschaftsförderung sollten 

neue, der Bevölkerungsentwicklung ent- 
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sprechende, absehbare Märkte gefördert 
werden. Dem Freizeit- und Gesundheits- 
bereich wird eine größere Bedeutung zu 
kommen. 
Bei der zukünftigen kommunalen Profi- 
lierung wird ebenfalls die Schaffung der 
familienfreundlichen Gemeinde oder 
Stadt eine nicht zu unterschätzende Rol- 
le spielen. Bei Planungsprozessen sollte 
die Verbesserung der Verträglichkeit von 
Familie und Beruf eine deutliche Prio- 
rität haben. 
Neue technische Möglichkeiten wie sog. 
„Inhouse-Systeme", also Gebäude mit ei- 
gener Wasser- und Energieversorgung, 
die eine externe Versorgung überflüssig 
machen, bieten ebenfalls neue Märkte. 

Kommunalverwaltungen umbauen 
In diesem Zusammenhang kann die De- 
zentralisierung von Bürgerämtern sinn- 
voll sein. Die Verwaltungen selbst müs- 
sen eine verstärkte Vernetzung von Ge- 
meinden anstreben, was eine erhebliche 
Reduzierung von Verwaltungen und Mit- 
arbeitern nach sich ziehen muss. Die Ver- 
waltungen müssen sich des Ziels anneh- 
men, die Arbeits- und Beschäftigungs- 
fähigkeit alternder Belegschaften durch 
berufsbegleitende Bildungsprogramme 

zu erhöhen. 

Begründung des Antrags: 

Die Enquete-Kommission „Demographi- 
scher Wandel - Herausforderungen unserer 
alter werdenden Gesellschaft an den Einzel- 
nen und die Politik" des Deutschen Bundes- 
tages hatte die Folgen des demographi- 
schen Wandels für verschiedene Bereiche 
c'er Gesellschaft zu untersuchen und Hand- 
ungsempfehlungen für die Politik zu ent- 

wickeln. Der vorliegende Schlussbericht der 
Enquetekommission „Demographischer 
Wandel" analysiert und bewertet die politi- 
schen und gesellschaftlichen Herausforde- 
rungen anhand von fünf Themenbereichen. 
Diese sind: das Verhältnis der Generatio- 
nen, Arbeit und Wirtschaft, Zuwanderung 
und die Integration der Zugewanderten, die 
Alterssicherung sowie die Bereiche Gesund- 

heit, Pflege und soziale Dienste. 
Keine Frage: Der demographische Wandel 

in der Bundesrepublik Deutschland wird zu 
gravierenden Änderungen in allen Bereichen 
führen müssen. Es wird aber keine Katastro- 
phe geben, wenn jetzt die richtigen Entschei- 
dungen getroffen werden. Dies kann nur ge- 
schehen, wenn es den Politikern zusammen 
mit den Wissenschaftlern gelingt, in den ge- 
nannten Politikfeldern zu einem vernetzten 
politischen Handeln zu kommen, denn alle 

Bereiche bedingen einander. 
Das soziale, ökonomische und politische 

Fundament unserer Gesellschaft ist aber be- 
droht, wenn das Phänomen des demogra- 
phischen Wandels nicht stärker bei der Kon- 
zeptionalisierung des politischen Prozesses 
auf allen Ebenen beachtet wird. Bekannter- 
maßen werden sich durch diese Entwick- 
lung die Rahmenbedingungen für den Ar- 
beitsmarkt, die Bildung, soziale Sicherung, 
Einwanderung und die Staatsverschuldung 
verschlechtern und die Funktionsfähigkeit 

des ganzen Staates und der sozialen Siche- 

rungssysteme in Frage gestellt. 
Trotz der heutigen katastrophalen Lage 

der kommunalen Haushalte kommen un- 
weigerlich und unausweichlich die Heraus- 
forderungen des demographischen Wan- 
dels auf die Städte und Gemeinden zu. Die 
Veränderungen der demographischen Struk- 

turen zeichnen sich schon seit längerem ab 
und die relevanten empirischen Daten lie- 

gen längst vor: 
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Bevölkerungsrückgang 

Nach der neuesten - 10. koordinierten - 
Bevölkerungsvorausberechnung des Stati- 
stischen Bundesamtes wird sich das zahlen- 
mäßige Verhältnis zwischen älteren und 
jüngeren Menschen in den nächsten Jahr- 
zehnten in Deutschland erheblich verschie- 
ben: Im Jahr 2050 wird die Hälfte der Bevöl- 
kerung älter als 48 Jahre und ein Drittel 60 
Jahre oder älter sein. 

Die Einwohnerzahl in Deutschland wird - 
selbst bei den angenomme- 
nen     Zuwanderungssalden 
aus dem Ausland - langfri- 
stig deutlich abnehmen. 

Zu einem langfristigen 
Bevölkerungsrückgang 
kommt es, weil in Deutsch- 
land - wie schon seit 30 Jah- 
ren - auch in den nächsten 
fünf Jahrzehnten stets mehr 
Menschen sterben werden, 

als Kinder zur Welt kom- 
men. Wegen des zu unter- 
stellenden anhaltend gerin- 

gen Geburtenniveaus wird 
die heutige jährliche Gebur- 
tenzahl von ca. 730 000 auf 
etwa 560 000 im Jahr 2050 
sinken und dann nur noch 
halb so hoch sein wie die Zahl der jährlich 
Gestorbenen, das „Geburtendefizit" wird 
etwa 580 000 betragen (2001: 94 000). 

Die sinkenden Geburtenzahlen folgen 
auch aus der von Generation zu Generation 
sinkenden Anzahl junger Frauen: Bei einer 
Geburtenhäufigkeit von durchschnittlich 

1,4 Kindern pro Frau werden die heutigen 
etwa 30-jährigen Frauen bis zum Ende ihres 
geburtenfähigen Alters (49 Jahre) weit we- 
niger Kinder zur Welt bringen, als es für den 

zahlenmäßigen Ersatz ihrer Generation er- 
forderlich wäre (das Bestandserhaltungsni- 
veau liegt bei 2,1 Kindern pro Frau). Die 
jetzt geborenen Mädchenjahrgänge sind al- 
so zahlenmäßig kleiner als die ihrer Mütter. 
Sind diese Mädchen einmal erwachsen und 
haben ebenfalls durchschnittlich 1,4 Kinder, 
wird die künftige Kinderzahl weiter sinken, 
weil dann auch weniger potenzielle Mütter 
leben. Die Zahl der Frauen im geburtenfähi- 
gen Alter (von 15 bis 49 Jahren) nimmt von 
20 Millionen im Jahr 2001 auf 14 Millionen 
im Jahr 2050 ab. Ihr Anteil an der Bevölke- 
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rung insgesamt sinkt ebenfalls, und zwar 

von 24% auf 19%. 
Das niedrige Geburtenniveau wird dazu 

führen, dass die jüngeren Altersjahrgänge 
(bis etwa zum 50. Lebensjahr) generell 
schwächer besetzt sind als die älteren. Die 
Zahl der unter 20-Jährigen wird von aktuell 

17 Millionen (21% der Bevölkerung) auf 12 
Millionen im Jahr 2050 (16%) zurückgehen. 
Die Gruppe der mindestens 60-Jährigen 

wird mehr als doppelt so groß sein (28 Mil 
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lionen bzw. 37%). 80 Jahre oder älter wer- 
den im Jahr 2050 9,1 Millionen Personen 
und damit 12% der Bevölkerung sein (2001: 
3,2 Millionen bzw. 3,9%). 

Alterung der Gesellschaft 

Der sogenannte Altenquotient zeigt die 
zu erwartenden Verschiebungen im Alter- 
saufbau besonders deutlich: Für das derzei- 
tige tatsächliche durchschnittliche Renten- 
zugangsalter von 60 Jahren lag er 2001 bei 
44, d.h. 100 Menschen im Erwerbsalter (von 
20 bis 59 Jahren) standen 44 Personen im 
Rentenalter (ab 60 Jahren) gegenüber. Nach 
der „mittleren Variante" der Vorausberech- 
nung wird der Altenquotient bis 2050 bis 
auf 78 steigen. Würden die Menschen nicht 
mit 60, sondern erst mit 65 Jahren in den 
Ruhestand wechseln, ergäbe sich ein deut- 
lich niedrigerer Altenquotient: Für 2050 wä- 
re ein Quotient von 55 gegenüber 78 bei 
dem Rentenzugangsalter von 60 Jahren zu 
erwarten. 

Die Alterung der deutschen Gesell- 
schaft wird nicht erst in 50 Jahren zu Pro- 
blemen führen, sondern bereits in den 
nächsten beiden Jahrzehnten eine Heraus- 
forderung darstellen. Der Altenquotient 
zeigt die kritische Beschleunigung der Al- 
terung zwischen 2010 und 2030. Von 2001 
bis 2010 erhöht sich der Altenquotient in 
der Abgrenzung bei 60 Jahren „nur" von 44 

auf 46, steigt dann bis 2020 deutlich auf 55 
an und nimmt bis 2030 sprunghaft auf 71 
2u- Danach fallen die Zunahmen nicht 
^ehr so stark aus (2040: 73 und 2050: 78). 
£ine schlagartige Erhöhung des Altenquo- 
t'enten zwischen 2020 und 2030 käme 
auch bei einem tatsächlichen Rentenzu- 
§angsalter von 65 Jahren zum Tragen: Der 
Altenquotient für 65 Jahre steigt in diesen 

zehn Jahren von 36 auf 47 und damit min- 
destens doppelt so schnell wie in den Jahr- 
zehnten davor. 

Die Altersstruktur der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter, welche hier entspre- 
chend dem Altenquotienten für 65 Jahre mit 
20 und 64 Jahren abgegrenzt wird, wird ins- 
besondere um das Jahr 2020 von der älteren 
Generation der 50- bis 64-Jährigen domi- 
niert: mit 19,5 Millionen Menschen wird 
diese Altersgruppe im Jahr 2020 39% des 
Arbeitskräftepotenzials stellen. Zurzeit ist 
die Generation der 35- bis 49-Jährigen mit 
20 Millionen (38%) die stärkste; sie nimmt 
bis zum Jahr 2020 auf 16 Millionen ab. 

Binnenwanderung 

In diesem Zusammenhang ist es ebenso 
notwendig, die erwarteten Binnenwande- 
rungsbewegungen in Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren zu berücksichtigen, 
weil sich durch diese die lokalen Bevölke- 
rungszusammensetzungen auch bei ande- 
ren Variablen wie Einkommen oder Bildung 
verschieben werden und große Zentren 
sowie ganze Landstriche in den Neuen 
Bundesländern wegen der Abwanderungs- 
bewegungen an Attraktivität und Finanz- 
kraft verlieren werden. Die Verschiebung 
der Altersstruktur und die damit einherge- 
henden erheblichen Probleme können 
durch Zuwanderung nur gemildert, aber 

keinesfalls völlig behoben werden. Eine 
astronomische Zuwanderungszahl von 
jährlich 5 Millionen Menschen wäre zum 
Beispiel notwendig, um das heutige Ren- 
tensystem beihalten zu können! Eine sol- 
che Menge an Einwanderern kann aller- 
dings keine Gesellschaft verkraften, auch 
wenn sie eine hohe Integrationsbereit- 
schaft aufweist. 
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wird von den 
Einwanderern 
eine eindeutige 

Anpassungslei- 
stung an die 
grundlegenden 
Normen und 
Werte unserer 
Gesellschaft er- 
wartet. Ein un- 
verbundenes 
Nebeneinander 
darf es nicht ge- 
ben. Das Auf- 
einanderzuge- 
hen wollen wir 
vor Ort fördern 
und stärker for- 
dern. 

Zuwanderung 

Ende 2002 leben in Deutschland rund 
7,35 Millionen Ausländer. Gegenüber Ende 
1989 hat sich damit ihre Zahl um 2,35 Mil- 
lionen erhöht. Der Anteil an der Gesamtbe- 
völkerung stieg im gleichen Zeitraum von 
6,4 auf 8,9 Prozent. 

Die Kommunen kümmern sich seit lan- 
gem mit großem Aufwand um die Inte- 
gration der Zuwanderer auf vielen Ge- 
bieten der Kommunalpolitik, beispielswei- 
se in den Schulen, Kindergärten, in der 
Stadtentwicklung, der Stadtteilarbeit auch 
mit Sport- und Kulturvereinen und Initia- 
tiven, im Bereich Sprache und Bildung. All 
das um eine Teilhabe der Zuwanderer am 
allgemeinen sozialen System und gesell- 
schaftlichen Leben vor Ort zu ermöglichen 
und zu fördern. Wir geben den Menschen 

Heimat. 
Dies erfordert eine beiderseitige Bereit- 

schaft sich aufeinander einzustellen. Vor Ort 

Exkurs: Die kommunale Politik braucht 

bessere finanzielle und organisatorische Rah- 
menbedingungen und mehr Freiraum für ei- 
ne aktive Integrationspolitik. Kommunale In- 
tegrationspolitik baut auf vier Säulen: 

H Sprechen und verstehen 
Die Menschen in der Nachbarschaft, 

dem Stadtteil, der Kommune müssen sich 
in deutscher Sprache miteinander verstän- 
digen können. Wir brauchen Programme 

zum Spracherwerb und zur Sprachförde- 
rung. Die Bundesregierung muss für jeden 
Einwanderer ein persönliches Budget ermit- 
teln. Aufgrund von Sprachtests müssen 
gemeinsam Umfang und Art des Sprachun- 
terrichts vereinbart werden. Mindestanfor- 

derungen müssen über Testverfahren si- 
chergestellt werden. Aufenthalts- und Blei- 
berechte müssen in Zukunft an die Bereit- 
schaft zum Spracherwerb gekoppelt sein. 
Kinderbetreuung und schulische bzw. beruf- 
liche Aus- und Weiterbildung müssen dar- 

auf ein erhöhtes Augenmerk richten. 
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• Leben und teilnehmen 
Einwanderer müssen sich gesellschafts- 

politisch orientieren können. Moderner 
Spracherwerb ist mit einer Landeskunde 
verbunden. Grundlegende Werte und Nor- 
men der örtlichen Gemeinschaft können so 
vermittelt werden. Mitwirkungs-, Informati- 
ons- und Teilhabemöglichkeiten können nur 
so erkannt und eröffnet werden. 
• Arbeiten und qualifizieren 

Einwanderer  benötigen   Unterstützung 
bei der beruflichen Eingliederung und Wei- 
terentwicklung. Dies gilt nicht nur für die 
Arbeitnehmer, die von Unternehmen ange- 
worben und später u. U. freigesetzt werden, 
sondern auch für Familienmitglieder, denen 
ebenfalls möglicherweise eine berufliche 
Entwicklung ermöglicht werden kann. 
• Helfen und beraten 

Diese 3 Säulen zusammen machen eine 
individuelle Beratung und Begleitung not- 
wendig. In Verträgen zwischen jedem ein- 
zelnen Einwanderer und den staatlichen 
Ebenen können verbindlich Ziele und Maß- 
nahmen der Integration, Förderanreize und 
Sanktionen vereinbart werden. Persönliche 
in erster Linie ehrenamtliche Lotsen können 
das Zusammenwachsen vor Ort verstärken. 
Diese Beratung beginnt bereits mit der 
Wahl der Wohnung, um eine räumliche Bal- 
lung bestimmter Gruppen vorzubeugen. 
Mit Stadtentwicklungskonzepten ist dies 
nicht zu regeln. 

Regionale Unterschiedlichkeit 

Die demographische Entwicklung ist als 
regionale und lokale Herausforderung zu er- 
nennen. Die gesamtdeutschen Entwicklun- 
gen dürfen nicht unbesehen auf alle Regio- 
nen, Städte und Gemeinden übertragen 
Werden. Vielmehr entwickeln sich die Kom- 

munen unterschiedlich, einige werden an 
Bevölkerung gewinnen, andere dramatisch 
verlieren. Es gibt Berechnungen, nach de- 
nen im Zeitraum von 1998 bis 2005 z.B. 
NRW eine Zunahme von 31.000 Einwohnern 
zu erwarten habe, im gleichen Zeitraum das 
Ruhrgebiet jedoch 133.000 Menschen ver- 
liere. Die Veränderung der Bevölkerung in 
einzelnen Kommunen des Ruhrgebietes soll 
von 1998 bis 2015 zwischen -13,67 % und 
+1,95% variieren. Noch stärker schwanken 
diese Zahlen, unterteilt man sie in die ein- 
zelnen Altersjahrgänge. Die Altersstruktur 
der Bevölkerung wird sich von Kommunen 
zu Kommunen erheblich unterscheiden. Die 
Entwicklungen auf regionaler und lokaler 
Ebene müssen deshalb stärker ins Rampen- 
licht rücken. 

Die Bevölkerungsentwicklung in Dres- 
den zeigt beispielhaft die regionale Unter- 
schiedlichkeit: Ende 2002 hatte Dresden 
474.730 Einwohner, 1 800 mehr als zum Jah- 
resbeginn. Der Hauptteil des Zugewinns re- 
sultiert aus der Umzugsbeihilfe der Stadt 
für Studenten, die erstmals den Haupt- 
wohnsitz anmelden. 

Dresden ist neben Potsdam und zuletzt 
auch Leipzig eine Großstadt im Ost°n mit 
Bevölkerungszuwachs. Stark zugenommen 
hat 2002 die Zahl der Ausländer, ihr Anteil 
liegt mit 3,4 % trotzdem deutlich niedriger 
als in west- und süddeutschen Großstädten 
(durchschnittlich 15 %). Die Zahl der Gebur- 
ten war nach dem Tief von 1994 (2 396) wie- 
der deutlich angewachsen (2002: 4 179), so 
dass der Sterbefallüberschuss durch Zuzüge 
kompensiert werden konnte. Die Geburten- 
quote hat sich bei 1,3 Kindern pro Frau ein- 
gependelt, nahe dem gesamtdeutschen Ni- 
veau. 

Der Lebensbaum Dresdens weist die für 
Ostdeutschland typische Form auf: Starke 
Einschnitte gibt es bei den 53- bis 56-Jähri- 
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Denkbare Handlungsansätze nach „Raumtypen" 

Typ MapM Handlungsansaijce 

schrumpfend 
- StMtIKh 

Ruhrgebiot, 
Städte neue Lander 

Steigerung der Attrakbvrtat über. 
• Untoratützung dar £*gontum«b.ldung 
• QuoUftzierung dor UnlvorWtntnn 
• städtebauliche Malinohmon 
• UnUKStützung/ScheHung von KooperaUonsansatzen, 

Netzwerken 

wachsend 
-«ttdtiscti 

Köln. Stuttgart... •     MaRnarimnn zu* Beibehaltung der Attraktivität in dan 
varschsndonston Bereichen . 

•     Instrument: Aufbau ein«» IlaxlWan. kurzfristigen 
iMh BRIWI ManSortno 

schrumpfend 
-lindMct» 

M»<*le«burg-Vorpommern. 
Brandenburg {Ausnahm« 
v#e*tHches Brandenburg). 

>   kleine und mittlere Stadia ata Aultengatandorte und 
StebWealoren im Prozess daa fiechenr»»n*n Rückgangs 
starken. Im Hinblick auf StadaanNnCfcJung. Arbettaptetre 

• Vermoiden großäugiger FUcftan •uaw etsungsn am Rand 
dor Stadlo auf dor grünen Wieso 

• IdartMikatwn und Ausbau touristischer Potentiale 
• passive Sanierung. 

-lendnch 
Voralpeniand. Oeteeekuete „ •   verataddo Ausrichtung dee kifrastrukturangebots «uf 

Nachfragegruppe dar Ober 65-Jöhrtgen 

Denkbare Handlungsansätze nach Raumtypen (Aus: Dick/Mäding 2002, S. 117) 

gen (Nachkriegszeit), den 26- bis 29-Jähri- 
gen (Legalisierung des Schwangerschafts- 
abbruchs 1972) und den 6- bis 10-Jährigen 

(Geburtentief nach der „Wende"). Die Al- 
tersstruktur ist in den Stadtteilen recht un- 
terschiedlich. Starker Überalterung im 26-er 
Ring (Altstädter Seite) stehen mit der Äuße- 
ren Neustadt, dem Hechtviertel, Pieschen- 
Süd, aber auch Striesen-Ost „junge" Quar- 
tiere gegenüber. Diese weisen auch den 
höchsten Anteil von Neubezügen auf. 

Regional unterschiedlich verteilt wird für 
das Jahr 2009 ein Rückgang der Schülerzah- 
len um 1,2 Millionen auf 11,5 Millionen 
Schüler erwartet. Bei der Bereitstellung von 
Schulräumen müssen sich die Kommunen 
auf ihre Schülerzahlen einstellen. Örtlich 

wird es auch in Zukunft Bedarf an neuen Ge- 
bäuden für Schulen geben, denn trotz eines 
generellen Schülerrückgangs kann an Ein- 
zelstandorten durch Wohnungsneubauten 

die Zahl an Kindern und Jugendlichen noch 

anwachsen. 
Dies gilt für den Bedarf an Kindereinrich- 

tungen wie Tagesstätten mit Krippen, Kin- 
dergarten und Horten. Infolge eines zu be- 
obachtenden Wandels von gesellschaftli- 
chen Einstellungen und Familienformen ist 
ferner davon auszugehen, dass der Druck, in 
Städten und größeren Gemeinden West- 
deutschlands Betreuungseinrichtungen für 
Kinder von 0 bis 3 Jahren zu bauen, noch er- 
heblich steigen, die Nachfrage nach Krip- 
penplätzen allerdings permanent schwan- 
ken wird. Diese Einrichtungen können den 
strengen Auflagen (z.B. Sanitär-, Küchen- 

und Ruheräume) in der Regel nicht in beste- 
hende Gebäude ohne größere Umbaumaß- 
nahmen integriert werden. Gleichzeitig ist 
mit einem deutlichen Abbau von Kindergar- 
tenplätzen und Schließung von Gruppen in 
jeder Kommune zu rechnen. 
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Akzeptanz und 
Problembewusstsein 

Vor dem Hintergrund einer regionali- 
sierten Bevölkerungsprognose in NRW 
1998-2015 des Landesamtes für Datenver- 
arbeitung und Statistik (LDS NRW) wurde 
beispielsweise eine Befragung bei kreisfrei- 
en Städten und Kreisen durchgeführt. Nach 
Meinung der Stadt- und Kreisverwaltun- 
gen, die den Fragebogen ausgefüllt haben, 
beschäftigen sich Politik und Verwaltung 
fast gleichermaßen mit dem Bevölkerungs- 
rückgang. Allerdings ist das Problembewus- 
stsein hinsichtlich der Folgen des Bevölke- 
rungsrückgangs noch ziemlich unterschied- 
lich und eher geprägt von den unmittelbar 
zu erwartenden finanziellen Auswirkungen. 
Nur in Ausnahmefällen wird das Thema in 
den Kommunen bislang öffentlich behan- 
delt. 

In vielen Städten und Kreisen liegen 
heute Arbeiten zum Bevölkerungsrückgang 

vor. Es handelt sich dabei z. B. um Bevölke- 
rungsberichte, Stadterneuerungskonzepte, 
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Wohnungsmarktanalysen, Infrastrukturbe- 
darfsberechnungen. In den meisten Fällen 
enthalten sie auch Vorschläge, wie die kom- 
munale Politik auf die Bevölkerungsent- 

wicklung reagieren sollte, welche jedoch 
meist noch einer weiteren Ausarbeitung 

bedürfen. 
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